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VIEL ERREICHT – VIEL VOR
Halbzeit der Legislatur im Land Bremen – Anlass für Rückblick und Ausblick 
Von Sascha Karolin Aulepp, Landesvorsitzende

U
nser größter Erfolg ist es, dass 
die Finanzen Bremens ab 2020 
dauerhaft abgesichert sind. 

Wir werden ab 2020 487 Millionen Euro 
pro Jahr zusätzlich bekommen. Das ist 
eine gute Grundlage. Anders als die CDU 
propagiert, wollen wir dieses zusätzliche 
Geld nicht ausschließlich in den Schul-
denabbau stecken. Wir wollen das Geld 
auch dafür einsetzen, Arbeitsplätze zu 
schaffen. Und dafür, Bremen und Bre-
merhaven als gute Lebens-, Arbeits- und 
Wohnorte zu erhalten und aufzuwerten.

Zudem konnten wir vielen Menschen 
ein neues Zuhause bieten, die auf der 
Flucht vor Terror, Verfolgung und Krieg 
bei uns Schutz suchten. Diese große Her-
ausforderung zu meistern, war nur mög-
lich durch die Hilfe von vielen ehrenamt-
lichen Helferinnen und Helfern. Bei 

ihnen möchte ich mich ausdrücklich be-
danken. Auch unsere Behörden haben 
dabei Großartiges geleistet.

Nur ein Beispiel: Die Schulen mussten 
4.700 zusätzliche Kinder aufnehmen – 
das war und ist nicht immer einfach, 
aber es ist gelungen. Auch darauf können 
wir stolz sein. Damit das auch weiterhin 
gelingt, brauchen wir auch einen finanzi-
ellen Schwerpunkt in diesem Bereich. 
Dabei darf es nicht nur um die Schaffung 
neuer Plätze gehen, wir brauchen auch 
eine qualitative Verstärkung, insbeson-
dere in den Bildungseinrichtungen mit 
besonderen Problemlagen.

Bremen wächst und wir brauchen 
Wohnungen. Bei der erfolgreichen Be-
wältigung des Wohnungsbaus spielen 
Gewoba und Stäwog eine wichtige Rolle. 
Wir wollen deutlich mehr als 2.000 

Wohneinheiten jährlich zusätzlich bau-
en. Und dabei geht es auch um bezahlba-
ren Wohnraum. Mindestens 25 Prozent 
davon sollen sozialer Wohnungsbau sein.

Und last but not least geht es auch 
um Innere Sicherheit. Wir wollen weiter 
in die Sicherheit der Bremerinnen und 
Bremer investieren. 130 zusätzliche Stel-
len bei der Polizei und 5,5 Millionen Euro 
für eine bessere Ausrüstung sprechen für 
sich. Die Kontaktpolizisten bleiben uns 
erhalten und sind somit weiter An-
sprechpartner im Quartier. 

Bildung, Arbeit, Sicherheit und Woh-
nen sind und bleiben die Schwerpunkte 
unserer politischen Arbeit. Wir treten da-
für ein, dass Bremen und Bremerhaven 
sozial gerechte Städte sind – für alle 
Menschen, die hier leben!   ■
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I
n der letzten Ausgabe des vorwärts hatte ich an-
gekündigt, dass ich an dieser Stelle noch deut-
lich machen möchte, was ihr von mir erwarten 

könnt. Ich habe in den vergangenen Jahren poli-
tische Erfahrungen auf Kommunal- und Landesebe-
ne sammeln dürfen, nun kandiere ich für ein bun-
despolitisches Amt und möchte euch meine Positi-
onen zu verschiedenen Themen mitteilen. In den 
vergangenen Wochen wurde ich an Infoständen 
und auf Veranstaltungen bereits auf unterschied-
liche, bundespolitische Fragestellungen angespro-
chen. Zur Übersicht habe ich  hier einige, häufig an-
gesprochenen Themen zusammengefasst:

Thema Geflüchtete – Ist das Boot voll?

Die Entmenschlichung der zu uns Geflüchteten 
durch Phrasen wie „Flüchtlingswelle“, „Flüchtlings-
sturm“ oder auch der Frage danach, „ob das Boot 
voll sei“ zeugt bereits von einem hohen Grad an 
Verrohung. Wir sprechen hier nicht von Naturkata-
strophen, sondern von Menschen, die vor Krieg 
und Gewalt aus ihrer Heimat geflohen sind. Dies 
im Hinterkopf, finde ich es großartig, was die vie-
len Haupt- und vor allem Ehrenamtlichen seitdem 
geschafft haben – Darauf müssen wir stolz sein, 
daran müssen wir festhalten. Der eigentliche Kraft-
akt, die Integration, folgt jetzt. Hier ist es Aufgabe 
des Bundes, den Ländern und Kommunen die nöti-
gen finanziellen Mittel zur Verfügung zu stellen, 
um Sprachkurse anzubieten, aber auch, um die nun 
benötigten zusätzlichen Krippen-, Kita- und Schul-
plätze bereitzustellen und Mittel, um die Integrati-
on in den Arbeitsmarkt zu ermöglichen.

Thema Hartz IV – Was muss geändert werden?

Für mich steht fest, wir müssen die Fehler der Ar-
beitsmarktreform korrigieren – darüber zu reden 
reicht nicht. Aufgabe von Politik muss es sein, gute 
Rahmenbedingungen dafür zu schaffen, dass ar-
beitslos gewordenen Menschen schnellstmöglich 
wieder eine Arbeit finden und nicht das Vorhalten 
eines willkürlichen Sanktionierungsapparates, wel-
cher vor allem dazu dient, den Benchmark-Score der 
verschiedenen Arbeitsagenturen zu verbessern. Die 
Sanktionen bei Hartz IV gehören für mich genauso 
auf den Prüfstand, wie die Staffelung der Kinderbe-
träge: Es ist eine sozialpolitische Schande, dass uns 
Kinder unterschiedlich viel wert sind. Jeder der 

selbst Kinder hat weiß, dass gerade bei kleinen Kin-
dern oft unvorhersehbare Kosten anfallen: Windeln 
und Babynahrung sind teuer und neue Kleidung 
und Schuhe passen nur wenige Monate. 

Thema Sicherheit – Brauchen wir die Bundes-

wehr im Inneren?

Notstandsituationen nach Amokläufen oder 
Terroranschlägen sollten nicht jedes Mal zu einer 
Diskussion über den Einsatz der Bundeswehr im 
Inland führen. Die Tatsache, dass die Diskussion im 
politischen Diskurs ansonsten nicht geführt wird, 
sagt doch viel über die Dringlichkeit des Themas 
aus. Wir müssen die Polizeikräfte des Bundes und 
der Länder durch eine verbesserte Ausrüstung und 
durch eine verbesserte Personalsituation in die La-
ge versetzen, auch mit Extremsituationen wie nach 
einem Terroranschlag umzugehen. Den möglichen 
Einsatz der Bundeswehr in Katastrophenfällen 
oder bei einem inneren Notstand regelt im Übrigen 
seit jeher das Grundgesetz, hier bedarf es also kei-
ner neuen Gesetze oder Regelungen.

Thema Finanzen – Brauchen wir die „Schwarze 

Null“? 

Die vom derzeitigen Finanzminister gefeierte 
„Schwarze Null“ ist teuer erkauft. Zeit meines Lebens 
hat die Bundesrepublik, haben die Länder und Kom-
munen Schulden gemacht, um Aufgaben finanzie-
ren zu können, um Infrastrukturprojekte umzuset-
zen. Es ist nichts falsch daran, wenn Bund und 
Länder Schulden aufnehmen, man kann die födera-
len Ebenen unseres Landes nicht mit normalen 
Haushalten vergleichen. Meiner Tochter und den 
anderen jungen Menschen wird nun gesagt, dass 
die angehäuften Schulden schlecht sind, dass man 
mit dem Geld auskommen solle und zusätzlich mit 
dem Abbau der Schulden begonnen werde müsse. 
Das ist zynisch in einem Maßstab, der selbst für Po-
litiker wie unseren Bundesfinanzminister neu ist. 
Natürlich muss immer auf die Einnahme- und Aus-
gabe Seite geschaut werden. Vernünftiges Haushal-
ten ist wichtig, wir dürfen der jungen Generation 
nun aber nicht oberlehrerhaft vorschreiben, was sie 
zu tun und was sie zu lassen hat. In Berlin klopft sich 
die Union für die „Schwarze Null“ auf die Schultern 
und währenddessen zerfällt die Infrastruktur vieler-
orts. Egal ob Brücken, Straßen, Bahntrassen, Schulen 

BUNDESPOLITISCHE STANDPUNKTE –  
WAS IHR VON MIR ERWARTEN KÖNNT
Sozialdemokratische Ideen sind nötiger denn je

und Schwimmbäder – der angelaufene Investitions-
stau entwickelt sich bereits zu einem Bumerang. Der 
Verbrauch der Infrastruktur ist langfristig teurer, als 
jetzt auf Investitionen zu verzichten. Im Interesse 
der jungen Menschen in unserem Land, brauchen 
wir auch heute Zukunftsinvestitionen in die Infra-
struktur. Die Rahmenbedingungen hierfür sind ide-
al: Die derzeitige Zinspolitik der EZB eröffnet uns 
hier Möglichkeiten, von der jeder Hausbesitzer nur 
träumen könnte.

Thema Bildung – Ist das Kooperationsverbot 

noch zeitgemäß? 

Die stückweise Abschaffung des Kooperations-
verbots im Hochschulwesen ist richtig und wichtig.  
Auch im Bereich Krippe, Kita und Schule müssen 
wir mittelfristig zu Regelungen kommen, die den 
Bund finanziell stärker mit einbindet. Die Planung 
und Umsetzung der Betreuungs- und Bildungsan-
gebote muss bei den Ländern und Kommunen ver-
bleiben: Keine Bundesbehörde könnte dies, abzie-
lend auf die unterschiedlichen Gegebenheiten vor 
Ort, leisten. Einmalig aufgelegte Sonderprogram-
me, beispielsweise zum Bau neuer Krippen und 
Kitas sind nicht zielführend. Es bedarf einer festge-
schriebenen Unterstützung des Bundes in diesen 
Bereichen, damit Bildung von der Krippe, über die 
Kita, die Schule, die Hochschule und im Beruf kos-
tenfrei für alle wird. Wie genau eine solche Förde-
rung aussehen kann, muss offen diskutiert werden 
– Die Politik kann, in Zeiten leerer Kommunal- und 
Landeskassen, nicht mehr glaubhaft erklären, wie-
so der Bund sich aus den Betreuungs- und Bil-
dungsaufgaben wie in jetziger Form heraushält. 

Thema Infrastruktur – Muss der Bund sich stär-

ker engagieren?

Der Exportweltmeister Deutschland lebt davon, 
dass die hier produzierten Waren über die Straßen 
und Schienen zu unseren direkten Nachbarn und 
über die Seehäfen in die ganze Welt exportiert wer-
den. Ich finde, der Bund muss die Länder bei der 
Finanzierung der Hafeninfrastruktur vor Ort und 
der Hinterlandanbindung unterstützen. Es kann 
nicht sein, dass Bremen, Hamburg und Niedersach-
sen die großen Seehäfen vorhalten, über welche die 
ganze Republik ihre Waren verschifft. Allein die In-
standhaltung der Hafenanlagen im Land Bremen 


